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Im August 2000 hat das Europäische Komi-

tee zur Verhütung von Folter und anderer

unmenschlicher oder erniedrigender Be-

handlung oder Strafe (CPT) seinen zehnten,

das Jahr 1999 betreffenden Tätigkeitsbericht

veröffentlicht. Nachfolgend geben wir die

darin abgegebenen Empfehlungen zum

Thema "Frauen im Freiheitsentzug" in einer

von der Redaktion verfassten, vom CPT nicht

autorisierten deutschen Übersetzung aus-

zugsweise wieder.

1. VORBEMERKUNGEN

21. In einigen seiner bisherigen Tätigkeitsbe-

richten hat das CPT Kriterien definiert, die

seine Arbeit in den verschiedenen Einrich-

tungen des Freiheitsentzuges (Polizeikom-

missariate, Gefängnisse, Vollzugseinrichtun-

gen, Ausländerhaft-Zentren, Psychiatrie-Ein-

richtungen, Hafteinrichtungen für Jugendli-

che) leiten.

Das Komitee wendet diese oben erwähnten

Kriterien selbstverständlich für Frauen wie

auch für Männer im Freiheitsentzug an.

Gleichwohl machen die Frauen im Freiheits-

entzug in allen Mitgliedstaaten des Europa-

rates nur einen relativ geringen Prozentsatz

aller inhaftierter Personen aus. Deshalb kann

es sich für die Staaten als sehr kostspielig

erweisen, unterschiedliche Infrastrukturen für

inhaftierte Frauen vorzusehen; daraus folgt,

dass Frauen oftmals in wenigen Einrichtun-

gen untergebracht werden (mit dem Risiko

der weiten Entfernung von ihrem Zuhause

und ihren Kindern), in Einrichtungen, die zu-

dem ursprünglich für Männer konzipiert sind

oder die sie oftmals auch mit Männern teilen.

Unter diesen Umständen ist besonders dar-

über zu wachen, dass die Frauen im Frei-

heitsentzug in den Genuss einer sicheren

und annehmbaren Umgebung kommen.

Um die Wichtigkeit, die das CPT der Verhü-

tung schlechter Behandlung von Frauen im

Freiheitsentzug beimisst, zu zeigen, hat es

sich entschlossen, das vorliegende Kapitel

seines 10. Tätigkeitsberichtes speziellen As-

pekten dieses Bereiches zu widmen. Das

Komitee hofft auf diese Weise, den nationa-

len Behörden seine Ansichten der Behand-

lung und Betreuung von Frauen im Freiheits-

entzug klar aufzuzeigen. Ebenso wie in den

vorangegangenen Jahren wünscht das CPT,

Kommentare zu diesem Grundsatzkapitel zu

erhalten.

22. Entsprechend kann auf Anhieb hervor-

gestrichen werden, dass die Hauptanliegen,
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die das CPT zu den in diesem Kapitel aufge-

zeigten Fragen formuliert, für sämtliche Ein-

richtungen des Freiheitsentzugs gelten. Nach

Erfahrung des CPT ist das Risiko der Beein-

trächtigung der physischen und/oder psychi-

schen Integrität in der Phase unmittelbar

nach der Inhaftierung am grössten. Deshalb

ist es besonders wichtig, darauf zu achten,

dass die in den nachfolgenden Abschnitten

formulierten Kriterien in dieser Phase be-

achtet werden.

Das Komitee sieht die Normen, die es in die-

sem Bereich entwickeln kann, als Ergänzun-

gen zu denjenigen, die bereits in anderen

internationalen Instrumentarien festgelegt

worden sind, insbesondere zur Europäischen

Menschenrechtskonvention, zur Kinder-

rechtskonvention der Vereinten Nationen, zur

UNO-Konvention über die Eliminierung jegli-

cher Frauendiskriminierung und zu den

Grundprinzipien der UNO über den Schutz

aller Personen, die sich in irgendeiner Form

des Freiheitsentzuges befinden.

2. GESCHLECHTLICH GEMISCHTES

PERSONAL

23. Wie das CPT in seinem neunten Tätig-

keitsbericht schon betont hat, stellt ge-

schlechtlich gemischtes Personal eine wichti-

ge Garantie gegen schlechte Behandlung in

Einrichtungen des Freiheitsentzuges dar. Die

Präsenz von männlichem und weiblichem

Personal kann sowohl auf die Berufsaus-

übung als auch auf das Mass an Normalität

in einer Hafteinrichtung eine positive Wirkung

haben.

Geschlechtlich gemischtes Personal fördert

ebenfalls geeignetes Verhalten, wenn deli-

kate Aufgaben, wie Leibesvisitationen, zu

erledigen sind. Deshalb betont das CPT,

dass jede inhaftierte Person, unabhängig von

ihrem Alter, nur von Personal desselben Ge-

schlechts untersucht, und dass jede Leibes-

visitation, die das Ablegen der Kleidung er-

fordert, ausserhalb des Blickfeldes des an-

dersgeschlechtlichen Personals durchgeführt

werden sollte.

3. UNTERSCHIEDLICHE HAFTEINRICH-

TUNGEN (ABTEILUNGEN) FÜR FRAU-

EN

24. Die einem Staat obliegende Aufgabe,

Personen im Freiheitsentzug zu betreuen,

umfasst auch die Verantwortung, diese ge-

gen andere Personen zu schützen, die ihnen

Schaden zufügen wollen. Das CPT ist öfters

mit Anschuldigungen von Misshandlungen

von Frauen durch Frauen konfrontiert wor-

den. Trotzdem sind die Anschuldigungen von

schlechter Behandlung inhaftierter Frauen

durch Männer (insbesondere sexuelle Belä-

stigung, darin eingeschlossen Beleidigungen

mit sexuellem Inhalt) häufiger; vor allem

wenn es ein Staat unterlässt, unterschiedli-

che Hafteinrichtungen (Abteilungen) zu er-

richten, die für Frauen im Freiheitsentzug

reserviert sind und in denen die Überwa-

chung in entscheidendem Masse durch weib-

liches Personal sichergestellt wird.
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Prinzipiell sind Frauen im Freiheitsentzug in

Abteilungen unterzubringen, die von den mit

Männern besetzten Lokalitäten im gleichen

Gebäude räumlich getrennt sind. Davon aus-

gehend haben einige Staaten Vorkehrungen

getroffen, damit Ehepaare (beide Personen

im Freiheitsentzug) zusammen platziert wer-

den können und/oder einen gewissen Vermi-

schungsgrad bei der Teilnahme an gefäng-

nisinternen Aktivitäten zu ermöglichen. Das

CPT begrüsst solche fortschrittlichen Mass-

nahmen unter dem Vorbehalt, dass die be-

troffenen inhaftierten Personen diese akzep-

tieren, diese sorgfältig ausgewählt werden

und Gegenstand einer adäquaten Super-

vision sind.

4. GLEICHER ZUGANG ZU AKTIVITÄTEN

25. Es ist wesentlich, dass Frauen im Frei-

heitsentzug den gleichen Zugang zu motivie-

renden Aktivitäten (Arbeit, Bildung, Studien,

Sport etc.) haben wie ihre männlichen Kolle-

gen. Wie das CPT in seinem letzten Tätig-

keitsbericht erwähnt hat, treffen die Be-

suchsdelegationen des CPT zu oft inhaftierte

Frauen an, denen als für sie "geeignet" ein-

geschätzte Aktivitäten angeboten werden

(Näharbeiten und Handarbeit), während den

männlichen Inhaftierten ein viel professionel-

leres Berufsbildungsangebot offeriert wird.

Nach Ansicht des CPT kann eine solche dis-

kriminierende Haltung die überholten, veral-

teten Stereotypen bezüglich der sozialen

Rolle der Frau nur verstärken. Darüber hin-

aus kann die Verweigerung des gleichen

Zugangs für Frauen zu Aktivitäten unter ge-

wissen Umständen als erniedrigende Be-

handlung qualifiziert werden.

5. PRÄ- UND POSTNATALE BEHAND-

LUNG

26. Um die spezifischen Ernährungsbedürf-

nisse schwangerer inhaftierter Frauen zu

befriedigen, müssen alle Anstrengungen un-

ternommen werden; sie müssen auf ein Er-

nährungsregime mit hohem Proteingehalt

und reich an frischen Früchten und Gemüsen

zurück greifen können.

27. Es versteht sich von selbst, dass Kinder

das Licht der Welt nicht im Gefängnis erbli-

cken sollten, und dass es in den Mitglied-

staaten des Europarates gängige Praxis ist,

die schwangeren Insassinnen in externe

Spitäler zu überführen, wenn der Moment

dafür gekommen ist.

Nichtsdestotrotz hat das CPT von Zeit zu Zeit

Fälle erlebt, wo schwangere Frauen während

der gynäkologischen Untersuchung oder der

Niederkunft mit Handschellen oder auf ande-

re Art und Weise ans Bett oder an ein ande-

res Möbelstück gefesselt waren. Ein solches

Verhalten ist absolut inakzeptabel und kann

ganz klar  einer unmenschlichen und ernied-

rigenden Behandlung gleichgestellt werden.

Es können und müssen andere Mittel zur

Befriedigung allfälliger Sicherheitsbedürfnis-

se angewendet werden.
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28. Zahlreiche Frauen im Gefängnis bilden

die Hauptstütze für ihre Kinder oder für Dritt-

personen, deren Wohlergehen durch die In-

haftierung beeinträchtigt werden kann.

Eine in diesem Zusammenhang ausseror-

dentlich delikate Frage ist, ob man zulassen

kann, dass Babys und Kleinkinder bei ihren

Müttern im Gefängnis bleiben können, und

wenn ja, wie lange. Eine Antwort auf diese

Frage ist schwierig, da einerseits die Ge-

fängnisse offensichtlich kein geeignetes

Umfeld für Babys und Kleinkinder darstellen,

eine erzwungene Trennung der Mütter von

ihren Kleinkindern andererseits aber höchst

unerwünscht ist.

29. Nach Ansicht des CPT muss das Grund-

prinzip in allen Fällen das Wohl des Kindes

sein. Das bedeutet insbesondere, dass sämt-

liche prä- und postnatale Pflege im Gefäng-

nis derjenigen entsprechen muss, die ausser-

halb der Gefängnismauern zur Verfügung

steht. Solange Babys und Kleinkinder in

Hafteinrichtungen leben, sind sie unter die

Obhut von Spezialisten in Sozialer Arbeit und

kindlicher Entwicklung zu stellen. Ziel ist es,

ein kinderzentriertes Umfeld zu schaffen, in

welchem offensichtliche Zeichen des Einge-

sperrtseins, wie Uniformen und Schlüsselras-

seln, ausgeschlossen werden müssen.

Es sind auch Vorkehrungen zu treffen, damit

die motorische und kognitive Entwicklung der

Babys im Gefängnis normal verläuft. Sie

müssen insbesondere über geeignete Spiel-

und Lernmöglichkeiten innerhalb des Ge-

fängnisses verfügen und wenn immer mög-

lich die Einrichtung verlassen und Erfahrun-

gen im gewöhnlichen Leben ausserhalb der

Gefängnismauern machen können.

Das Erleichtern der Aufnahme der Kindes in

der Familie ausserhalb des Gefängnisses

(z.B. durch den Vater des Kindes) kann auch

ermöglichen, die Belastung der Kindererzie-

hung aufzuteilen. Sollte dies nicht möglich

sein, ist der Zugang zu Krippeneinrichtungen

vorzusehen. Solche Massnahmen werden es

den inhaftierten Frauen erlauben, vermehrt

von Arbeitsmöglichkeiten und anderen im

Gefängnis angebotenen Aktivitäten zu profi-

tieren.

6. HYGIENE- UND GESUNDHEITSFRA-

GEN

30. Das Komitee wünscht auch das Augen-

merk auf eine Reihe von Hygiene- und Ge-

sundheitsfragen von Frauen im Freiheitsent-

zug zu richten, da sich deren Bedürfnisse

sehr von denjenigen inhaftierter Männer un-

terscheiden.

31. Die spezifischen Hygienebedürfnisse der

Frauen bedürfen einer geeigneten Antwort.

Es ist von ausserordentlicher Wichtigkeit,

dass sie zu jeder gewünschten Zeit Zugang

zu sanitären Einrichtungen haben und dass

sie sich wenn nötig während der Menstruati-

on umziehen können und dass sie über die

nötigen Hygiene-Artikel (Monatsbinden oder

Tampons) verfügen.
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Das Fehlen der Möglichkeit der Befriedigung

dieser Grundbedürfnisse kann für sich allein

schon eine erniedrigende Behandlung dar-

stellen.

32. Ebenso essentielI ist es, dass die den

Personen im Freiheitsentzug gewährte Ge-

sundheitspflege von gleichem Niveau ist wie

diejenige für Kranke ausserhalb der Gefäng-

nismauern.

Was Frauen im Freiheitsentzug anbelangt,

so muss der Gesundheitsdienst, damit das

Prinzip der Gleichwertigkeit respektiert wird,

von Ärzten und Krankenpflegepersonen ver-

richtet werden, die über eine spezifische sa-

nitare Ausbildung in Frauengesundheitsfra-

gen, inkl. Gynäkologie, verfügen.

Im übrigen sind im Umfang, in welchem spe-

zifische Vorsorgeuntersuchungen in der Aus-

senwelt existieren (z.B. Erkennung von

Brustkrebs und Gebärmutterkrebs), diese

auch den Frauen im Freiheitsentzug anzu-

bieten.

Die Gleichwertigkeit der Pflege beinhaltet

auch, dass das Recht jeder Frau auf ihre

körperliche Integrität in Hafteinrichtungen

gleich respektiert wird wie in der Gesellschaft

"draussen". Konsequenterweise müssen

dort, wo Frauen in Freiheit Zugang zur so

genannten "Pille danach" und/oder zu ande-

ren Formen der Schwangerschaftsunterbre-

chung in einem späteren Zeitpunkt haben,

diese Mittel zu den gleichen Bedingungen

auch für Frauen im Freiheitsentzug zugäng-

lich sein.

33. Prinzipiell müssen Inhaftierte, die eine

Behandlung vor ihrer Inhaftierung begonnen

haben, diese während der Haft fortsetzen

können. Zu diesem Zweck müssen Anstren-

gungen unternommen werden, damit für eine

adäquate Versorgung der Hafteinrichtungen

mit frauenspezifischen Medikamenten ge-

sorgt ist.

Was insbesondere die Anti-Baby-Pille anbe-

langt, so ist daran zu erinnern, dass dieses

Medikament auch aus anderen medizini-

schen Gründen als nur zur Schwanger-

schaftsverhütung verschrieben werden kann

(z.B. zur Linderung von Menstruations-

schmerzen). Die Tatsache, dass die Inhaftie-

rung einer Frau an sich die Möglichkeiten

einer Schwangerschaft erheblich reduziert,

ist noch kein genügender Grund, eine solche

Behandlung zu verweigern.
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1998 wurden 37’091 Strafurteile wegen Ver-

stössen gegen das Strassenverkehrsgesetz

(SVG) ausgesprochen und ins Strafregister

eingetragen, darunter 16'225 wegen Fahrens

in angetrunkenem Zustand. Damit stellen die

Strassenverkehrsdelikte die grösste Delikts-

gruppe aller im Strafregister eingetragenen

Strafurteile dar (52%).

1. WIEDERVERURTEILTE STRASSEN-

VERKEHRSDELINQUENTEN WERDEN

IN DER REGEL ERNEUT WEGEN EI-

NES SVG-DELIKTS BESTRAFT

Rund ein Viertel (25%) der erstmals wegen

eines Strassenverkehrsdelikts verurteilten

Personen wird in den sieben Jahren nach der

Verurteilung erneut verurteilt; 21% wiederum

wegen Strassenverkehrsdelikten. Geht man

ausschliesslich von Fahren in angetrunke-

nem Zustand aus, ergeben sich folgende

Wiederverurteilungsraten: insgesamt 26%,

Strassen-verkehrsdelikte 23% und Alkohol

am Steuer 19%.

Eine Mehrheit der wiederverurteilten

Strassenverkehrsdelinquenten haben somit

erneut gegen das Strassenverkehrsgesetz

verstossen. Männer und unter 30-Jährige

werden häufiger rückfällig als Frauen und

Personen ab 30 Jahren. Die Mehrheit der

Wiederverurteilungen wird eineinhalb bis

zwei Jahre nach der ersten Verurteilung aus-

gesprochen. Danach sinkt die Zahl der Wie-

derverurteilungen langsam und stetig. Die

Wiederverurteilungswahrscheinlichkeit nimmt

mit steigender Anzahl von Vorverurteilungen

zu, d.h. je öfter eine Person bereits verurteilt

wurde, desto stärker läuft sie Gefahr, dass

erneut eine Strafe gegen sie ausgesprochen

wird.

2. WENIGER STRENGE KANTONE VER-

ZEICHNEN NICHT MEHR WIEDERHO-

LUNGSTÄTER

Die Art der Sanktionen variiert stark von

Kanton zu Kanton. So reicht der Bussenanteil

bei Erstverurteilungen wegen Fahrens in an-

getrunkenem Zustand von 4% bis 97%. Die

übrigen Sanktionen betreffen überwiegend

bedingte Freiheitsstrafen. Schmaler ist dage-

gen die Bandbreite bei den Wiederverurtei-
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lungsraten, die in allen Kantonen zwischen

12% und 29% liegen. Erstaunlicherweise sind

die Wiederverurteilungsraten in den Kanto-

nen mit einer milderen Sanktionierungspraxis

nicht höher. Kantone, die meistens Bussen

gegen Strassenverkehrsdelinquenten aus-

sprechen, verzeichnen prozentual gesehen

nicht mehr Wiederholungstäter als Kantone,

die vermehrt zu bedingten Freiheitsstrafen

gekoppelt mit einer Busse greifen. Diese Er-

gebnisse stützen die These, dass nicht die

Härte einer Strafe wichtig ist, sondern eher

die Gewissheit, im Falle eines Vergehens

"erwischt" zu werden.

3. SINKENDE VERURTEILTENZAHLEN

FÜR FAHREN IN ANGETRUNKENEM

ZUSTAND

Innerhalb von 30 Jahren hat sich die Zahl der

Verurteilungen wegen Fahrens in angetrun-

kenem Zustand absolut gesehen fast ver-

dreifacht, stieg sie doch von 6'895 (1967) auf

18'144 Fälle (1993). Seither zeigt der Trend

offenbar nach unten. 1998 wurden 15'321

Strafurteile wegen dieses Vergehens ausge-

sprochen, etwas weniger als 1987. Anders

hingegen das Bild bei den Verurteilungen

wegen grober Verletzung der Verkehrsregeln

(hauptsächlich starke Geschwindigkeitsüber-

tretungen): Deren Zahl blieb zwischen 1967

bis Mitte der 80er-Jahre relativ stabil, um

danach von 3'219 (1985) auf den Rekord-

stand von 13'348 Fällen (1998) zu steigen.

Ob sich diese zwei jüngsten Trends - weniger

Fahren in angetrunkenem Zustand und mehr

grobe Verletzungen der Verkehrsregeln -

durchsetzen werden oder nicht, lässt sich

erst in einigen Jahren sagen.

-------------------------------

Die Publikation "Strassenverkehrsdelinquenz

und Rückfall. Wiederverurteilungsrate und

Sanktionseffekte" (Bestellnummer: 373-0000)

kann direkt beim Bundesamt für Statistik in

Neuenburg zum Preis von Fr. 5.- bezogen

werden (E-Mail Ruedi.Jost@bfs.admin.ch

Tel. 032/713 60 60, Fax 032/713 60 61).
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A. TERMINOLOGIE

1. Der Ausdruck "Sanktionen und Mass-

nahmen" bedeutet sowohl freiheitsentziehen-

de als auch nicht freiheitsentziehende Sank-

tionen und Massnahmen. Nicht freiheitsent-

ziehende Sanktionen und Massnahmen im

Sinne der Empfehlung Nr. R (92) 16 sind

Sanktionen und Massnahmen, bei denen der

Straffällige im Gemeinwesen verbleibt und

seine Freiheit durch Auferlegung von Bedin-

gungen und/oder Pflichten eingeschränkt

wird; sie werden von Stellen durchgeführt, die

durch Gesetz zu diesem Zweck bestimmt

worden sind. Der Ausdruck "Massnahmen"

bedeutet solche Massnahmen, die in Zu-

sammenhang mit einer zur Last liegenden

Straftat vor oder anstelle einer Entscheidung

über eine Sanktion beschlossen werden, so-

wie Möglichkeiten der Vollstreckung einer

Freiheitsstrafe ausserhalb einer Vollzugsan-

stalt.

2. Der Ausdruck "Bedienstete, die mit der

Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen befasst sind," bedeutet die Bedien-

steten des Dienstes bzw. der Dienste, die für

die Durchführung der oben definierten Sank-

tionen und Massnahmen operativ oder in

leitender Stellung verantwortlich sind (in der

Regel Vollzugsbedienstete oder Personal der

Bewährungshilfe).

3. Im Text wird Bezug genommen auf "Tat-

verdächtige", da der bzw. die mit der Durch-

führung von Sanktionen und Massnahmen

befassten Dienste für Massnahmen zustän-

dig sein können, die vor der Hauptverhand-

lung getroffen werden. Beispiele hierfür sind

die Untersuchungshaft, die Bereitstellung

einer Beistand gewährenden Kontaktperson

vor der Hauptverhandlung oder unter be-

stimmten Bedingungen und mit bestimmten

Sicherungen die Einleitung eines Behand-

lungsplans.

4. Da in Anhang II verbindliche ethische

Weisungen und nicht Regeln dargelegt sind,

ist für die Verbformen "müssen" (im Engli-

schen "must", im Französischen "devoir")

verwendet worden. Damit soll klar werden,

dass von den Weisungen zwingender ethi-

scher Druck ausgehen soll.
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B. TEXT DER EMPFEHLUNG R(97)12

Das Ministerkomitee, gestützt auf Artikel 15

Buchstabe b der Satzung des Europarats,

- im Hinblick darauf, dass dem Europarat

daran gelegen ist, gemeinsame strafrechts-

politische Grundsätze zur Bekämpfung der

Kriminalität und zu den Möglichkeiten des

Umgangs mit Tatverdächtigen oder verur-

teilten Straftätern zu schaffen, die wirksam

sind, gleichzeitig aber auch die Menschen-

rechte achten;

- in Anerkennung der Bedeutung der Ent-

schliessung (66) 26 über Stellung, Rekrutie-

rung und Ausbildung von Vollzugsbedien-

steten sowie der Entschliessung (68) 24 über

Stellung, Auswahl und Ausbildung von Füh-

rungspersonal in Strafvollzugsanstalten, ver-

bunden mit der Notwendigkeit, diese Ent-

schliessungen fortzuschreiben, um den Ver-

änderungen in der Vollzugs-, Verwaltungs-

und Berufspraxis Rechnung zu tragen, die

sich seit ihrer Annahme vollzogen und unter

anderem in der Empfehlung Nr. R (87) 3 über

die Europäischen Strafvollzugsgrundsätze

Ausdruck gefunden haben;

- in der Erkenntnis, dass es notwendig ist,

auch für die Rekrutierung, Auswahl, Ausbil-

dung und Stellung des Personals, das für die

Durchführung nicht freiheitsentziehender

Sanktionen und Massnahmen verantwortlich

ist, Grundsätze zu schaffen, welche die in der

Empfehlung (92) 16 über die Europäischen

Grundsätze über nicht freiheitsentziehende

Sanktionen und Massnahmen enthaltenen

Grundsätze ergänzen;

- in der Erwägung, dass die zufriedenstel-

lende Durchführung freiheitsentziehender

und nicht freiheitsentziehender Sanktionen

und Massnahmen den Einsatz äusserst

sachkundiger, hochqualifizierter und enga-

gierter Bediensteter erfordert, wenn der

Zweck der Sanktionen, und Massnahmen

erreicht werden soll;

- in der Erkenntnis, dass es zur Verwirkli-

chung der verschiedenen Zwecke freiheits-

entziehender und nicht freiheitsentziehender

Sanktionen und Massnahmen zunehmend

einer engen Zusammenarbeit zwischen den

Bediensteten bedarf, die in diesen beiden

Bereichen für deren Durchführung verant-

wortlich sind, und dass deshalb die Möglich-

keiten der Personalmobilität prüfenswert

sind;

- in der Erwägung, dass es wünschenswert

ist, Mitarbeiter zu rekrutieren und auszuwäh-

len, die über die Befähigungen sowie persön-

lichen und charakterlichen Eigenschaften

verfügen, die ihren verschiedenen Aufgaben

angemessen sind;

- im Bekenntnis dazu, dass den Bedien-

steten Gelegenheit gegeben werden soll, ihre

Kenntnisse und Fähigkeiten ständig weiter-

zuentwickeln, damit sie ihre Aufgaben erfül-

len und neuen Herausforderungen mit Sach-

verstand und innovativen, aber auch realisti-

schen Vorstellungen begegnen können;
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- in der Erwägung, dass die Zusammenar-

beit der für die Durchführung von Sanktionen

und Massnahmen verantwortlichen Bedien-

steten untereinander erleichtert wird, wenn

sie ihre Arbeit auf der Grundlage eines

Kenntnisaustausches über Ziele und Ar-

beitsmethoden ausführen;

- in der Erwägung, dass Rekrutierung,

Auswahl und berufliche Entwicklung von Be-

diensteten, die freiheitsentziehende und nicht

freiheitsentziehende Sanktionen und Mass-

nahmen durchführen, nach Grundsätzen er-

folgen sollen, die eine einheitliche Vor-

gehensweise bei ihrer Arbeit fördern;

- in der Erwägung, dass es wichtig ist, den

Bediensteten eine Stellung zuzuerkennen,

die in Einklang steht mit den wichtigen Auf-

gaben, die sie für die Gesellschaft durchfüh-

ren, und Beschäftigungsbedingungen zu

bieten, die ihren Befähigungen entsprechen

und der anspruchsvollen Arbeit Rechnung

tragen;

- im Bekenntnis dazu, dass es wichtig ist,

die ethische Grundlage der Arbeit deutlich zu

machen, die von den mit der Durchführung

freiheitsentziehender und nicht freiheitsent-

ziehender Sanktionen und Massnahmen be-

fassten Bediensteten durchgeführt wird;

EMPFIEHLT den Regierungen der Mitglied-

staaten,

- sich von den im Anhang 1 zu dieser

Empfehlung enthaltenen Grundsätzen über

Rekrutierung, Auswahl, Ausbildung, Arbeits-

bedingungen und Mobilität von Bediensteten,

die mit der Durchführung von Sanktionen und

Massnahmen befasst sind, leiten zu lassen;

- geeignete Massnahmen zu ergreifen, um

nationale Ethikleitlinien für die mit der

Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen befassten Bediensteten vorzusehen,

indem sie entweder in Übereinstimmung mit

den in Anhang lI zu dieser Empfehlung ent-

haltenen Europäischen Richtlinien solche

Ethikleitlinien formulieren oder gegebenen-

falls bestehende nationale Ethikleitlinien den

Europäischen Richtlinien entsprechend an-

passen;

- die grösstmögliche Verbreitung der

Empfehlung und des Erläuternden Berichts

dazu zu fördern.

C. GRUNDSÄTZE ÜBER REKRUTIE-

RUNG, AUSWAHL, AUSBILDUNG,

ARBEITSBEDINGUNGEN UND MOBI-

LITÄT VON BEDIENSTETEN, DIE MIT

DER DURCHFÜHRUNG VON SANK-

TIONEN UND MASSNAHMEN BE-

FASST SIND (ANHANG I ZUR EMP-

FEHLUNG R [97]12)

�4�*���
�
	�
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1. In einem oder mehreren offiziellen

Schriftstücken, die alle Aspekte der Rekrutie-

rung und Auswahl, Ausbildung, rechtlichen

Stellung, Führungsaufgaben, Arbeitsbedin-

gungen und Mobilität behandeln, sollen klare

Leitlinien betreffend die für die Durchführung
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von Sanktionen und Massnahmen zuständi-

gen Bediensteten niedergelegt werden. Die-

se Leitlinien sollen hervorheben, dass die

Aufgaben des Dienstes insgesamt sowie des

Einzelnen ethischer Art sind, und insbeson-

dere auf die innerstaatliche Einhaltung men-

schenrechtlicher Übereinkünfte zielen. Bei

der Formulierung der Leitlinien sollen die

Bediensteten und/oder Vertreter ihres Be-

rufsstandes konsultiert werden. In den Haus-

halten des oder der Dienste sollen ausrei-

chende finanzielle Mittel zur Umsetzung die-

ser Leitlinien vorgesehen werden.

2. Soweit die Personalpolitik durch Verände-

rungen in Bezug auf die Durchführung von

Sanktionen und Massnahmen und ganz all-

gemein durch Entwicklungen auf der Ver-

waltungsebene sowie im fachlichen und so-

zialen Bereich beeinflusst wird, sollen die

Grundsätze dieser Politik überprüft und er-

forderlichenfalls geändert werden.

3. Bedienstete zur Durchführung von Sank-

tionen und Massnahmen soll es in ausrei-

chender Zahl geben, damit sie die verschie-

denen, ihnen obliegenden Aufgaben wirksam

ausführen können. Sie sollen über die per-

sönlichen und charakterlichen Eigenschaften

und beruflichen Qualifikationen verfügen, die

zur Ausübung ihrer Funktionen erforderlich

sind.
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4. Die Grundsätze hinsichtlich Rekrutierung

und Auswahl sollen als allgemein anwendbar

angesehen werden, nicht nur bei der Rekru-

tierung und Auswahl für die Erstanstellung,

sondern auch bei der Rekrutierung und Aus-

wahl für andere Positionen innerhalb des

jeweiligen Dienstes oder zwischen dem Be-

währungshilfe- und dem Vollzugsdienst.

5. Als Hilfe bei Entscheidungen über Ein-

stellung oder Ablehnung sollen in Ausschrei-

bungsverfahren Arbeitsplatzbeschreibungen

verwendet werden, in denen klar und konkret

die Ziele, Aufgaben und Verantwortlichkeiten

beschrieben sind, die mit der zu überneh-

menden Arbeit verbunden sind. Die Beschäf-

tigungsbedingungen sollen ebenfalls klar

dargelegt sein und Hinweise auf Beförde-

rungsmöglichkeiten enthalten.

6. Um geeignete Bewerber anzusprechen,

sollen der Einstellungsbedarf und die erfor-

derlichen Qualifikationen breit veröffentlicht

werden.

7. Zusätzlich zu den geforderten Bildungs-

abschlüssen, guten Charaktereigenschaften

und der geeigneten Erfahrung sollen die Be-

werber persönlich anpassungsfähig und aus-

geglichen und für die von ihnen angestrebte

Tätigkeit deutlich motiviert sein sowie über

die zur Herstellung guter menschlicher Be-

ziehungen erforderlichen Eigenschaften ver-

fügen und Lernbereitschaft besitzen.

8. Rekrutierungs- und Auswahlverfahren

sollen offen, klar, auf unbedingte Fairness

bedacht und nicht diskriminierend sein. Die

für die Entscheidung über Einstellung oder

Ablehnung zuständige Stelle sollte aus Per-
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sonen mit grosser Erfahrung auf dem Gebiet

bestehen. Sie sollte unparteiisch arbeiten.

9. Ungeachtet der Instrumente, die zur Be-

urteilung persönlicher Eigenschaften verwen-

det werden, soll dafür Sorge getragen wer-

den, dass diese Instrumente objektiv und

nachweislich zuverlässig sind.

10. Bei der Rekrutierung und Auswahl von

Personal soll berücksichtigt werden, dass es

wünschenswert ist, dafür zu sorgen, dass

Männer und Frauen sowie ethnische Minder-

heiten in den Reihen der Bediensteten an-

gemessen vertreten sind, um den Bedürfnis-

sen der Tatverdächtigen oder verurteilten

Straftäter, mit denen sie zu tun haben, ge-

recht zu werden.

11. Die Rekrutierung und Auswahl für höhere

Positionen soll auf der Grundlage der prakti-

schen Berufserfahrung verbunden mit dem

Potential als Führungskraft erfolgen. Im Inte-

resse des Aufbaus eines wirksamen Dienstes

soll bei der Rekrutierung und Auswahl für die

höheren Positionen der Notwendigkeit Rech-

nung getragen werden, Aufstiegsmöglich-

keiten vorzusehen sowie neue Methoden

und besondere Kenntnisse zu entwickeln. Im

Fall einer externen Rekrutierung ist es be-

sonders wichtig, dass Erfahrung und Fähig-

keiten einer auf diesem Wege eingestellten

und ausgewählten Person voll und ganz

zweckentsprechend sind.

12. Wenn Bedienstete auf vertraglicher Basis

eingestellt werden oder zu einem staatlich

subventionierten Dienst gehören, der für die

Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen zuständig ist, soll ihre Einstellung

und Auswahl so erfolgen, dass sichergestellt

ist, dass ihre persönlichen Eigenschaften und

formalen Qualifikationen ihren Aufgaben und

Verantwortlichkeiten in vollem Umfang an-

gemessen sind.

13. Um Personalverluste durch Unzufrieden-

heit, die zu einer schnellen Kündigung führt,

zu vermeiden und eine solide Grundlage für

eine anschliessende Ausbildung zu schaffen,

soll veranlasst werden, dass neue Mitarbeiter

bei Dienstantritt eingewiesen werden und ein

realistisches Bild von ihrer Arbeit vermittelt

bekommen.
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14. Die gesamte Aus- und Weiterbildung der

Bediensteten soll hinsichtlich ihrer Ziele, In-

halte und Methoden genau auf die Aufgaben

des bzw. der mit der Durchführung von

Sanktionen und Massnahmen befassten

Dienste ausgerichtet sein. Der bzw. die mit

der Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen befassten Dienste sollen sicherstel-

len, dass die Bediensteten eine geeignete

Aus- und Weiterbildung erfahren, in deren

Rahmen ihnen auch Wissen über einschlägi-

ge völkerrechtliche Übereinkünfte vermittelt

wird.

15. Wenn die erforderliche berufliche Ausbil-

dung nicht vor der Einstellung stattgefunden

hat, sollen der bzw. die für die Durchführung

von Sanktionen und Massnahmen zuständi-
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gen Dienste diese Ausbildung durchführen

oder veranlassen, dass sie durchgeführt wird.

16. Ziel der Ausbildung soll sein, den neu

eingestellten Mitarbeiter durch Vermittlung

von Fachkenntnissen und Verständnis für

das Arbeitsumfeld, insbesondere Kenntnis

der Probleme in Bezug auf die Kriminalität

und ihre sozialen Zusammenhänge, an die zu

erfüllenden Aufgaben heran zu führen. Die

Ausbildung soll ferner Kenntnisse der we-

sentlichen Werte des Berufs vermitteln und

den neu eingestellten Mitarbeitern auf diese

Weise ermöglichen, ihren Platz in dem bzw.

den mit der Durchführung von Sanktionen

und Massnahmen befassten Diensten zu

finden.

17. Die Ausbildungsprogramme sollen die

theoretischen und praktischen Aspekte, die

für die Aufgaben und Funktionen des Einzel-

nen sowie für die Organisation und Arbeits-

weise des bzw. der Dienste von Belang sind,

miteinander verbinden. Die Dauer der Ausbil-

dung soll also dementsprechend lang sein.

Diese Programme sollen u.a. Themen um-

fassen, die die Beobachtung und Deutung

von Verhaltensweisen, die Kommunikation

und andere Fähigkeiten im Umgang mit

Menschen zum Gegenstand haben. Sie sol-

len verändert werden, um Entwicklungen in

Bezug auf die Ziele und Methoden des bzw.

der mit der Durchführung von Sanktionen

und Massnahmen befassten Dienste, insbe-

sondere solchen, die eine wesentliche Ver-

änderung bestimmter Funktionen mit sich

bringen, sowie gegebenenfalls äusseren

Entwicklungen, die für diese Ziele und Me-

thoden von unmittelbarer Bedeutung sind,

Rechnung zu tragen.

18. Bei den Methoden der Ausbildung soll

von wirksamen Lerntechniken Gebrauch ge-

macht werden. Gegebenenfalls sollen Lehrer

aus Bereichen ausserhalb des bzw. der mit

der Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen befassten Dienste eingesetzt wer-

den.

19. Der Ausbildungsgang soll eine Überprü-

fung des erworbenen Wissens umfassen und

eine Erfolgskontrolle bei den Ausbildungsteil-

nehmenden ermöglichen. Es sollen deshalb

sowohl während als auch am Schluss der

Ausbildung Instrumente für eine gerechte

Beurteilung vorgesehen werden.

20. Die Weiterbildung soll die Bediensteten in

die Lage versetzen, sich fortlaufend zu ver-

bessern und damit die fachliche Qualifikation

weiter zu steigern. Die Weiterbildung soll in

der Regel zu einem landesweit anerkannten

Abschluss in einem oder mehreren speziellen

Fächern führen. Die Weiterbildung soll gene-

rell in Absprache mit dem betreffenden Be-

diensteten geplant werden. Wenn durch neue

Entwicklungen neue und wichtige Anforde-

rungen an einen Dienst entstehen, soll eine

Weiterbildung obligatorisch sein und einge-

leitet werden, bevor derartige Änderungen

eintreten. Sie soll auch obligatorisch sein,

wenn bestimmte Aufgabenbereiche dies er-

fordern. Die Weiterbildung soll im Rahmen

des Möglichen internationale Erfahrungen

vorsehen, wenn dies als Mittel zur persönli-

chen Weiterentwicklung des Einzelnen
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zweckmässig erscheint oder zu einem be-

sonderen dienstlichen Zweck erforderlich ist.

21. Die Inhalte der Weiterbildung sollen so

zielgerichtet wie möglich sein und einen ge-

gebenenfalls von den Bediensteten ge-

äusserten arbeitsplatzbezogenen Weiterbil-

dungsbedarf berücksichtigen. In Absprache

mit den Bediensteten sollen Verfahren ent-

wickelt werden, die es ermöglichen, einen

solchen Bedarf zu äussern.

22. Werden besondere Formen der Weiter-

bildung als für die Beförderung besonders

wichtig angesehen, so sollen der bzw. die mit

der Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen befassten Dienste bemüht sein, in-

teressierten Bediensteten eine solche Wei-

terbildung zu ermöglichen.

23. Im Rahmen der Weiterbildung sollen

Fachkräfte eingesetzt werden, die nicht aus

den Reihen des bzw. der mit der Durchfüh-

rung von Sanktionen und Massnahmen be-

fassten Dienste(s) kommen. Weiterbil-

dungsmassnahmen sollen in Verbindung mit

Fachorganisationen ausserhalb des bzw. der

betreffenden Dienste durchgeführt werden.

24. Die Arbeitszeiten sollen so geregelt sein,

dass die Bediensteten während ihrer regel-

mässigen Arbeitszeit an Weiterbildungsver-

anstaltungen teilnehmen können. Dies soll

nicht ausschliessen, dass verlangt werden

kann, dass auch in der Freizeit gelernt wird.

25. Die Weiterbildung soll, um einen qualitativ

hochwertigen Dienst sicherzustellen, auch

Programme umfassen, an denen verschie-

dene Gruppen von Bediensteten ungeachtet

ihrer Position oder Aufgabe gemeinsam teil-

nehmen, damit die Zusammenarbeit zwi-

schen diesen Gruppen innerhalb des bzw.

der mit der Durchführung von Sanktionen

und Massnahmen befassten Dienste verbes-

sert wird. Die Programme sollen deshalb

darauf gerichtet sein, die Bediensteten mit

der Arbeit in multidisziplinären Teams ver-

traut zu machen.

26. Die Führungskräfteschulung soll den Be-

diensteten inhaltlich und methodologisch breit

gefächerte Programme anbieten, um ihre

Leistungsfähigkeit auf dem Gebiet der Ver-

waltung und der Teamleitung zu entwickeln

und sie zu befähigen, gegebenenfalls externe

Ressourcen zu mobilisieren. Unter den ver-

schiedenen, dabei behandelten Themen soll

dem Delegieren von Verantwortung besonde-

rer Raum gegeben werden. Eine Führungs-

kräfteschulung nach Massgabe der Art der

übertragenen Verantwortlichkeiten soll so-

wohl für die höheren Führungsebenen als

auch für diejenigen, die unmittelbare Füh-

rungsverantwortung in Arbeitseinheiten tra-

gen, obligatorisch sein.

27. Es sollen systematische Erfolgskontrollen

der Aus- und Weiterbildungsmassnahmen

durchgeführt werden, um ihre Wirksamkeit

sowohl in Bezug auf das, was gelernt wird,

als auch auf die Art der praktischen Umset-

zung des Erlernten am Arbeitsplatz zu mes-

sen. Diese Erfolgskontrollen sollen dazu füh-

ren, dass gegebenenfalls entweder die Aus-

und Weiterbildungsprogramme oder die Be-
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dingungen für die Anwendung der Lernre-

sultate in der erforderlichen Weise angepasst

werden.

28. Da die Auswahl der Lehrkräfte ganz von

der Art der geplanten Aus- und Weiterbildung

abhängt, sollen vielfältige Auswahlmöglich-

keiten gefördert werden. Die Lehrkräfte sol-

len über eine professionelle Einstellung und

über Erfahrungen verfügen, in die sowohl

theoretische als auch praktische Aspekte

einfliessen; sie sollen über hervorragende

Fähigkeiten zur Analyse menschlichen Ver-

haltens verfügen und anderen zuhören kön-

nen.

29. Bei der Rekrutierung von Lehrkräften

sollen Verfahren angewendet werden, die es

ermöglichen, objektiv sicherzustellen, dass

sie in einem hohen Mass die für die Aus-

übung ihrer Funktionen notwendigen

menschlichen und beruflichen Eigenschaften

besitzen. Sie sollen, soweit erforderlich, eine

für die Ausübung dieser Funktionen gegebe-

nenfalls notwendige Schulung erhalten.

30. Wenn Lehrkräfte aus dem Personalbe-

stand des bzw. der mit der Durchführung von

Sanktionen und Massnahmen befassten

Dienste gewonnen werden, sollen ihre Stel-

lung und ihre Pflichten klar definiert sein.

Falls erforderlich, sollen sie die Arbeit in dem

Bereich wiederaufnehmen, um sich in Bezug

auf ihr Wissen und ihre praktischen Erfah-

rungen auf dem Laufenden zu halten. Länge-

re Zeiten eines vorübergehenden Einsatzes

zur Durchführung von Aus- und Weiterbil-

dungsaktivitäten sollen zu Zwecken des be-

ruflichen Fortkommens anerkannt werden.

31. Da die Aus- und Weiterbildung des Per-

sonals aller Laufbahnen als entscheidende

Investition in die Leistungsfähigkeit angese-

hen werden soll, soll ein angemessener Teil

des Gesamtkredites des bzw. der mit der

Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen befassten Dienste für Aus- und

Weiterbildungsausgaben vorgesehen wer-

den. Jede wesentliche Änderung der Politik

hinsichtlich der Durchführung von Sanktionen

und Massnahmen, die Folgen für die Aus-

und Weiterbildung des Personals hat, soll mit

einer Schätzung des entsprechenden Be-

darfs an Haushaltsmitteln einhergehen. Dies

gilt insbesondere für den Fall, dass Sonder-

projekte für Tatverdächtige oder verurteilte

Straftäter eingerichtet werden, bei denen

geprüft werden muss, ob eine zusätzliche

Schulung der daran beteiligten Bediensteten

erforderlich ist.

32. Mit der Dezentralisierung von Aus- und

Weiterbildungsaktivitäten soll stets die Zu-

weisung eigener Haushaltsmittel an die de-

zentralen Aus- und Weiterbildungsstellen

einhergehen.

33. Bedienstete, die eine Funktion als Fach-

kraft ausüben, gleichviel, ob es sich um Voll-

oder Teilzeitkräfte handelt, sollen bei ihrem

Eintritt in den bzw. die mit der Durchführung

von Sanktionen und Massnahmen befassten

Dienste Gelegenheit erhalten, an einer Aus-

und Weiterbildungsmassnahme teilzuneh-

men, die geeignet ist, ihnen die Eingewöh-
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nung in eine neue Umgebung für die Aus-

übung ihrer besonderen Funktion zu erleich-

tern. Bei Bedarf soll Bediensteten dieser Art

jede Form der ergänzenden Aus- und Wei-

terbildung angeboten werden, die der sach-

gemässen Erfüllung ihrer Aufgaben dienlich

ist.
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34. Leistungsfähigkeit setzt voraus, dass die

Bediensteten sich der Grundprinzipien be-

wusst sind, die den Rahmen für ihre Arbeit

bilden. Zu diesem Zweck soll eine Grund-

satzerklärung herausgegeben und erforderli-

chenfalls fortgeschrieben werden, in der die

allgemeinen Ziele, Grundsätze, Werte und

Methoden des bzw. der betreffenden Dienste

beschrieben werden.

35. Bei der Erarbeitung einer solchen

Grundsatzerklärung sollen die Bediensteten

auf breiter Basis konsultiert werden, um von

Anfang an Interesse und Engagement si-

cherzustellen.

36. Die Grundsatzerklärung soll die Tätigkei-

ten des bzw. der für freiheitsentziehende und

nicht freiheitsentziehende Sanktionen und

Massnahmen zuständigen Dienste behan-

deln und die Bedeutung der Zusammenarbeit

und des gegenseitigen Verständnisses her-

vorheben. Werden der bzw. die für freiheits-

entziehende und nicht freiheitsentziehende

Sanktionen und Massnahmen zuständigen

Dienste getrennt geführt, so sollen die beiden

Dokumente abgestimmt werden, um sicher-

zustellen, dass es in den Grundsätzen und

Werten, auf denen die Arbeit des Dienstes

beruht, keine Widersprüche gibt.

37. Die Grundsatzerklärung soll durch einen

Plan zur Erreichung der erklärten Ziele er-

gänzt werden. Diese Ziele sollen realistisch

sein und erreicht werden können. Bei der

Festsetzung der Ziele soll die fachliche Mei-

nung der Bediensteten eingeholt und berück-

sichtigt werden.

38. Die Methoden zur Erreichung der Ziele

sollen die berufliche Kreativität und das Ver-

antwortungsgefühl der Bediensteten auf allen

Organisationsebenen einbeziehen. Daher

sollen die Führungskräfte auf allen Ebenen

die berufliche Identität und die fachlichen

Fähigkeiten aller Bediensteten stärken, er-

halten und weiterentwickeln.

39. Berufliche Identität wurzelt im Verständ-

nis und in der ethischen Anwendung einer

Gesamtheit an fachlichen und sich weiterent-

wickelnden Kenntnissen und beruflichen Fä-

higkeiten. Den Bediensteten aller� Laufbahn-

gruppen und Kategorien soll daher regel-

mässig Gelegenheit zur vielseitigen Weiter-

bildung gegeben werden, damit sie sich über

neue Entwicklungen in ihrem Tätigkeitsbe-

reich auf dem Laufenden halten können. Ins-

besondere soll dem Personal der Bewäh-

rungshilfe Gelegenheit gegeben werden,

etwas über die Probleme der Vollzugsarbeit

und entsprechende Lösungsversuche zu er-

fahren. Ebenso soll das Vollzugspersonal

Gelegenheit erhalten, sich über die Arbeit der

Bewährungshilfe zu informieren.
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40. Arbeitsbedingungen und Besoldung sol-

len so gestaltet sein, dass leistungsfähiges

Personal rekrutiert und behalten werden

kann und dass diese Bediensteten ihre Auf-

gaben einwandfrei erfüllen und ein Bewusst-

sein für ihre berufliche Verantwortung ent-

wickeln können.

41. Es sollen Anstrengungen unternommen

werden, um sicherzustellen, dass die Arbeit

der Bediensteten, die Sanktionen und Mass-

nahmen durchführen, die gesellschaftliche

Anerkennung findet, die sie verdient.

42. Führungskräfte auf allen Ebenen sollen

bestrebt sein, Arbeitsbedingungen, die bei

den Bediensteten Stresssymptome auslösen

können, durch geeignete Vorkehrungen in

Bezug auf körperliche Sicherheit, angemes-

sene Arbeitszeit, Entscheidungsspielraum,

offene Kommunikation und ein psychologisch

kooperatives Betriebsklima in jeder Arbeits-

einheit zu verhindern.

43. Wenn Bedienstete während ihres

Dienstes traumatische Vorfälle erlebt haben,

soll ihnen sofortige Hilfe in Form von Nach-

besprechungen und gegebenenfalls an-

schliessender persönlicher Beratung und

anderen notwendigen langfristigen Mass-

nahmen angeboten werden.

44. Es sollen personalfürsorgerische Mass-

nahmen getroffen werden, um Bediensteten

zu helfen, die persönliche oder private Pro-

bleme haben, die ihre Arbeit beeinträchtigen

können. Die Bediensteten sollen über die Art

der zur Verfügung stehenden Hilfe in vollem

Umfang informiert werden.

45. Den Bediensteten sollen realistische In-

formationen über Beförderungsmöglichkeiten

zur Verfügung stehen. Bei Beförderungsent-

scheidungen soll die Kompetenz entschei-

dend sein, d.h. der Besitz der für die gute

Erledigung einer bestimmten Arbeit notwen-

digen Fähigkeiten. Bei der entsprechenden

Beurteilung sollen Auswahlverfahren ange-

wendet werden, welche die Berufserfahrung,

Arbeitseinsatz und die fachliche Qualität der

geleisteten Arbeit berücksichtigen, ein-

schliesslich der Fähigkeit, mit anderen zu-

sammenzuarbeiten und andere zur Zusam-

menarbeit zu gewinnen. Regelmässige und

angemessen häufige Leistungsbeurteilungen

sollen Gegenstand von Besprechungen mit

den einzelnen Bediensteten sein, damit sie

sich ihren Möglichkeiten entsprechend voll

entfalten und für eine mögliche Beförderung

vorbereiten können.

46. Eine Beförderung muss nicht die einzige

Form der Anerkennung von Kompetenz sein.

Andere Formen der Anerkennung von Kom-

petenz sollen gesucht und in geeigneten

Fällen eingesetzt werden.

47. Untersuchungen der Arbeitsweise des

Personals sollen gefördert werden. Mit sol-

chen Untersuchungen soll u.a. festgestellt

werden, inwieweit durch bessere Formen der

Rekrutierung, Auswahl, Aus- und Weiterbil-

dung, Arbeitsorganisation, Motivation und

fachlichen Unterstützung des Personals die
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Arbeit eines bestimmten Dienstes entschei-

dend verbessert werden könnte.
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48. Um effizientes Arbeiten in und zwischen

den Vollzugs- und Bewährungshilfediensten

zu fördern, soll eine mögliche Abordnung der

Bediensteten zur Aus- und Weiterbildung im

jeweils anderen Dienst unterstützt werden.

Eine solche Abordnung soll nur mit Zustim-

mung des Betroffenen erfolgen, vorläufiger

Art sein und keine Änderung der formalen

Stellung des einzelnen Bediensteten mit sich

bringen.

49. Zur Verbesserung der Arbeit des bzw. der

mit der Durchführung von Sanktionen und

Massnahmen befassten Dienste soll es mög-

lich sein, Mitarbeiter zeitlich befristet aus der

Bewährungshilfe in den Vollzugsdienst und

aus dem Vollzugsdienst in den Bewährungs-

hilfebereich zu versetzen. Die Dauer der Ver-

setzung, die nicht auf eine permanente Ände-

rung der Beschäftigung hinauslaufen soll, soll

im Hinblick auf den oder die mit ihr verfolgten

Zwecke bestimmt werden.

50. Voraussetzung für eine zeitlich befristete

Versetzung soll sein, dass die betreffende

Person geeignete Qualifikationen besitzt.

Zwänge des Finanzhaushaltes sollen nie zur

Versetzung von Personen führen, die nicht

über die erforderlichen Qualifikationen verfü-

gen. Es sollen Vorkehrungen für die Auswahl

geeigneter Personen getroffen werden. Ge-

gebenenfalls erforderliche Ausbildungs- oder

Vorbereitungsmassnahmen sollen durchge-

führt werden, ehe die Versetzung erfolgt.

51. Über den dauerhaften Wechsel eines

Bediensteten aus dem Vollzugs- in den Be-

währungsdienst oder umgekehrt soll auf-

grund einer Bewerbung für eine solche Be-

schäftigung und entsprechend den landes-

weiten Bedingungen für eine solche Bewer-

bung entschieden werden.

D. EUROPÄISCHE RICHTLINIEN ÜBER

NATIONALE ETHIKLEITLINIEN FÜR

BEDIENSTETE, DIE MIT DER

DURCHFÜHRUNG VON SANKTIO-

NEN UND MASSNAHMEN BEFASST

SIND (ANHANG II ZUR EMPFEHLUNG

R [97]12)
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1. Die mit der Durchführung von Sanktionen

und Massnahmen befassten Bediensteten

müssen die ihnen übertragenen Aufgaben

mit den vom Staat zur Anwendung gebrach-

ten gesetzlichen Mitteln treu und gewissen-

haft erfüllen. Dasselbe muss für die Einhal-

tung der Leitlinien, Praktiken und Anweisun-

gen des bzw. der mit der Durchführung von

Sanktionen und Massnahmen befassten

Dienste in Bezug auf die Erfüllung dieser

Aufgaben gelten, soweit sie nicht zu den an-

gewandten gesetzlichen Mitteln offensichtlich

in Widerspruch stehen.
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2. Der bzw. die mit der Durchführung von

Sanktionen und Massnahmen befassten

Dienste sind verpflichtet, ihren Bediensteten

die mit der Durchführung von Sanktionen und

Massnahmen verbundenen ethischen Anfor-

derungen zu verdeutlichen, damit die Arbeit

auf jeder Ebene der Organisation auf vertret-

barer ethischer Grundlage erfolgen kann. Der

bzw. die betreffenden Dienste sollen bestrebt

sein, ethischen Bedenken der Bediensteten

in Bezug auf ihre Leitlinien, Praktiken oder

Anweisungen vorzubeugen oder gegebe-

nenfalls abzuhelfen, indem sie geeignete

Verfahren vorsehen und Beratung anbieten.

3. Die mit der Durchführung von Sanktionen

und Massnahmen befassten Bediensteten,

müssen sich sowohl während als auch

ausserhalb des Dienstes in einer Weise ver-

halten, die den Leitlinien, Grundsätzen und

Anweisungen des bzw. der betreffenden

Dienste entspricht, sich nicht nachteilig auf

die Erfüllung ihrer Pflichten auswirkt und die

Glaubwürdigkeit des bzw. der Dienste nicht

untergräbt. Die Bediensteten müssen ihren

Vorgesetzten unverzüglich von jedem Ver-

halten oder jeder Handlung unterrichten, die

für den bzw. die Dienste nachteilige Folgen

haben kann.

4. Bedienstete müssen alles unterlassen,

was zu dem Verdacht Anlass geben kann,

dass Gelder oder andere Mittel, die zu

dienstlichen Zwecken zur Verfügung stehen,

nicht sachgemäss verwendet werden. In

Zweifelsfällen soll Rat von dem betreffenden

Bediensteten eingeholt und vom Dienst erteilt

werden.

5. Müssen Auskünfte über einen Tatver-

dächtigen oder verurteilten Straftäter an eine

empfangsberechtigte Behörde übermittelt

werden, so sind Bedienstete berufsethisch

verpflichtet, sicherzustellen, dass diese Aus-

künfte objektiv, ehrlich und vollständig sind,

insbesondere wenn sie ein rechtswidriges

Verhalten des Straffälligen zum Gegenstand

haben.

6. Das Verhältnis zwischen den Kollegen

muss vom Geist der Zusammenarbeit und

gegenseitigen Unterstützung bestimmt sein,

so dass eine Arbeitsumgebung gefördert

wird, die sowohl für Bedienstete als auch für

Tatverdächtige und verurteilte Straftäter kör-

perlich und psychisch zuträglich und sicher

ist. Bedienstete müssen ihre Hilfe bereitwillig

jedem Kollegen anbieten, der solche Hilfe bei

der Erfüllung seiner Aufgaben, insbesondere

bei einem Ausbruch von Gewalt oder in ei-

nem anderen Notfall, braucht.

7. Bedienstete, die mit der Durchführung

von Sanktionen und Massnahmen befasst

sind, müssen die Rechte ihrer Kollegen un-

geachtet deren Rasse, ethnischer oder na-

tionaler Herkunft, Hautfarbe, Sprache, Religi-

on, Alter, Geschlecht, sexueller Neigung oder

körperlichen oder geistigen Zustands achten.

Sie dürfen sich unter keinen Umständen an

einer Schikanierung oder Diskriminierung

irgendeiner Art beteiligen oder auch nur ver-

suchen, ein solches Verhalten zu entschuldi-

gen.

8. Bedienstete, die mit der Durchführung

von Sanktionen und Massnahmen befasst
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sind, müssen auf unterschiedliche Meinun-

gen gebührend Rücksicht nehmen, um eine

Kränkung anderer zu vermeiden und die

Achtung vor dem anderen sicherzustellen.

Sie dürfen Kollegen vor einem Tatverdächti-

gen oder verurteilten Straftäter, dessen Fa-

milienangehörigen oder Bekanntenkreis nicht

kritisieren.

9. Bedienstete, die mit der Durchführung

von Sanktionen und Massnahmen befasst

sind, müssen ihre Aufgaben redlich und offen

gegenüber anderen Personen oder Stellen

erfüllen, die mit dem bzw. den mit der

Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen befassten Diensten und mit der Öf-

fentlichkeit zusammenarbeiten, um so das

Vertrauen in den Dienst und seine Bedien-

steten zu stärken.

10. Der bzw. die mit der Durchführung von

Sanktionen und Massnahmen befassten

Dienste sind berufsethisch verpflichtet, si-

cherzustellen, dass die Bediensteten in vol-

lem Umfang über die Art des Kontakts unter-

richtet werden, den sie nach den einschlägi-

gen innerstaatlichen Rechtsvorschriften über

die Freiheit der Meinungsäusserung und den

darauf beruhenden Leitlinien oder Anweisun-

gen zu den Medien haben können. Wenn

Bedienstete gegenüber den Medien Erklä-

rungen abgeben, haben sie sich gemäss

diesen Rechtsvorschriften, Leitlinien oder

Anweisungen loyal zu verhalten. Sie müssen

bei solchen Anlässen Redlichkeit, Objektivität

und Offenheit beweisen.

��4� �
����
��	�=�
� *�����
����
�� 	�� (
��

�C���	�� ��� !���
��C=��	�
�� ��
�� �
����
	��

�
��������C�
��

11. Die gesamte Arbeit in Zusammenhang

mit der Durchführung von Sanktionen und

Massnahmen muss auf der Achtung vor dem

Wert des einzelnen Menschen und vor den

Rechten beruhen, die dem Tatverdächtigen

oder verurteilten Straftäter durch innerstaatli-

che Rechtsvorschriften oder internationale

Übereinkünfte verliehen wurden. Die dem

Tatverdächtigen oder verurteilten Straftäter

zustehende Achtung muss auch seine Fami-

lie und Verwandten umfassen.

12. In ihrer Arbeit mit Tatverdächtigen oder

verurteilten Straftätern müssen alle Bedien-

steten pflichtgetreu bestrebt sein, die Ziele

der Sanktion oder Massnahme entsprechend

den Leitlinien und der Praxis des bzw. der mit

der Durchführung von Sanktionen und Mass-

nahmen befassten Behörde zu fördern.

13. Bedienstete müssen sich gegenüber Tat-

verdächtigen oder verurteilten Straftätern, für

die sie die Verantwortung haben, der Ge-

waltanwendung oder jeder körperlichen oder

seelischen Misshandlung anderer Art ent-

halten und alles in ihrer Macht Stehende tun,

um sicherzustellen, dass andere sich ent-

sprechend verhalten.

14. Bedienstete müssen sich jeder Form von

Diskriminierung bei der Durchführung von

Sanktionen und Massnahmen enthalten und

alles in ihrer Macht Stehende tun, um Diskri-
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minierung durch andere Personen und Stel-

len zu verhindern.

15. Bedienstete müssen von jeglichen Ver-

haltensweisen absehen, die ihnen anver-

traute Tatverdächtige oder verurteilte Straf-

täter provozieren. Bedienstete müssen im

Gegenteil bestrebt sein, bei Tatverdächtigen

und verurteilten Straftätern positive Verhal-

tensweisen hervorzurufen, indem sie durch

ihre Einstellung, Worte und Taten ein kon-

struktives Beispiel geben.

16. Bedienstete, die unmittelbar mit Tatver-

dächtigen und verurteilten Straftätern arbei-

ten, sind berufsethisch verpflichtet, diese

Personen über ihre Rechte und Pflichten in

Zusammenhang mit den zur Anwendung

kommenden Sanktionen und Massnahmen

sowie über die Formen der Hilfe zu informie-

ren, die angeboten werden kann, um sie da-

bei zu unterstützen, ein gesetzestreues Ver-

halten anzunehmen.

17. Informationen über Tatverdächtige oder

verurteilte Straftäter und deren Situation so-

wie Familien und Verwandten müssen mit

Respekt und gegebenenfalls nach Massgabe

der Gesetzes- oder Verwaltungsvorschriften

über die Vertraulichkeit behandelt werden.

Bedienstete müssen die darin enthaltenen

Weisungen pflichtgetreu befolgen.

18. Bedienstete dürfen sich unter keinen Um-

ständen bestechen lassen oder sich mit Tat-

verdächtigen oder verurteilten Straftätern

oder deren Familien auf korrupte Aktivitäten

einlassen, und sie müssen alles in ihrer

Macht Stehende tun, um sicherzustellen,

dass andere Bedienstete sich nicht auf sol-

che Handlungen einlassen.

19. Die einzelnen Bediensteten müssen zu

Tatverdächtigen oder verurteilten Straftätern

und deren Familien berufsgerechte Bezie-

hungen aufbauen und unterhalten. Sie müs-

sen Rat suchen, wenn sie hinsichtlich der

Korrektheit ihrer Beziehungen zu Straffälligen

und deren Familien Zweifel hegen. Bedien-

stete mit Aufsichtsverantwortung dürfen nicht

zögern, bei zweifelhaften Beziehungen eines

Untergebenen zu Straffälligen und deren

Familien geeignete Massnahmen zu ergrei-

fen.
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Der Bundesrat hat am 23.8.2000 vom dritten

Bericht über den Vollzug und die Wirksam-

keit der Hilfe an Opfer von Straftaten Kennt-

nis genommen. Der Bericht zeigt, dass im-

mer mehr Personen sich an die Beratungs-

stelle wenden und auch immer mehr Ent-

schädigungs- und Genugtuungsgesuche ge-

stellt werden.

Das Opferhilfegesetz ist seit dem 1. Januar

1993 in Kraft. Zum dritten Mal hat das Bun-

desamt für Justiz gestützt auf die kantonalen

Rechenschaftsberichte über die Jahre 1997

und 1998 den Vollzug und die Wirksamkeit

der Opferhilfe evaluiert und durch zwei exter-

ne Studien ergänzt. Der Bericht gibt einen

Gesamtüberblick über den Zeitraum der Jah-

re 1993 - 1998.

Die Zahl der Personen, die sich an eine Be-

ratungsstelle wenden, ist seit 1993 von Jahr

zu Jahr angestiegen. So nahmen 1998 ins-

gesamt 11'165 Personen zum ersten Mal die

Hilfe einer Beratungsstelle in Anspruch. Rund

drei Viertel der Opfer, sie sich seit 1993 an

eine Beratungsstelle wandten, waren weibli-

chen Geschlechts. 43 Prozent waren Opfer

eines Sexualdelikts.

Auch die Entschädigungs- und Genugtu-

ungsgesuche haben zugenommen (1'231

neue Gesuche im Jahr 1998). Die Praxis hat

zu einer Umkehrung des vom Gesetzgeber

vorgesehenen Systems geführt: Die Genug-

tuungen, eingeführt als Ergänzung zur Ent-

schädigung, verdrängen diese immer mehr

und bilden die heute übliche staatliche Lei-

stung. Dies hat zur Folge, dass der Aufwand

der Kantone für Entschädigungen seit 1997

gesunken ist (auf 1 Million Franken im Jahr

1998), während der Aufwand für Genugtuun-

gen weiterhin stark wächst, von 3,4 Millionen

Franken im Jahr 1997 auf 6,5 Millionen Fran-

ken im Jahr 1998.

In den sechs Jahren seit Inkrafttreten des

Gesetzes bis 1998 betrugen die Gesamtaus-

gaben der Kantone für die Opferhilfe insge-

samt 72,92 Millionen Franken. Die Aufbau-

hilfe des Bundes belief sich auf 26,87 Millio-

nen Franken.
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Schon bei der Veröffentlichung des letzten

Berichts im Jahre 1998 zeigte sich die Not-

wendigkeit einer Gesetzesrevision nach Ab-

lauf der Aufbauphase. Diese Notwendigkeit

bestätigt auch der dritte Bericht. Nach An-

sicht von neun Kantonen besteht dringender

Revisionsbedarf.
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Auch wenn das Gesetz im Wesentlichen sei-

ne Aufgabe erfüllt, sind bestimmte Aspekte

zu klären oder zu präzisieren und einige Pro-

bleme zu lösen (z.B. das Problem der kurzen

Frist für die Einreichung eines Entschädi-

gungsgesuchs). Die unterschiedlichen Lei-

stungen sind besser abzugrenzen. Auch be-

klagen sich die Kantone über eine Zunahme

der Kosten, speziell im Bereich der Genugtu-

ungen. Schliesslich ist ein besonderes Au-

genmerk auf die Information der Opfer zu

legen.

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeide-

partement hat am 3. Juli 2000 eine Experten-

kommission eingesetzt. Sie besteht aus 15

Personen und hat den Auftrag, bis Mitte 2002

einen Vorentwurf für ein revidiertes Opferhil-

fegesetz und einen erläuternden Bericht zu

erarbeiten. Vertreten sind die Kantone und

die verschiedenen mit der Opferhilfe betrau-

ten Kreise sowie die Rechtswissenschaft. Die

Kommission steht unter der Leitung von

Staatsrat Jean Guinand, Vorsteher des Fi-

nanz- und Sozialdepartementes des Kantons

Neuenburg.
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Gemäss Strafgesetzbuch ist die Wiedergut-

machung Teil des Strafvollzugs. Mit der

Durchführung des Projekt TaWi erfüllt der

Kanton Bern diesen gesetzlichen Auftrag.

Das Modell bezweckt, die im Strafgesetzbuch

einzig dem Strafvollzug zugeteilte Aufgabe

der Wiedergutmachung neu als gesellschaft-

liche Aufgabe wahrzunehmen. Daher bein-

haltet der Versuch die fachliche und perso-

nelle Vernetzung der Sozialbetreuung in den

Vollzugseinrichtungen, der Bewährungshilfe

sowie weiterer vor allem kantonaler Stellen

im Bereich Täter- und Opferarbeit.

Im Rahmen des TaWi sollen Eingewiesene

die von ihnen begangene Straftat aufarbei-

ten. Dieser Prozess wird professionell be-
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gleitet und soll die Straffälligen zur Einsicht

und zur Übernahme der Verantwortung für

die Folgen ihres kriminellen Handelns bewe-

gen. Das Projekt zielt damit auf eine Einstel-

lungsänderung der Eingewiesenen ab, be-

zweckt damit eine verbesserte Wiederein-

gliederung der Straffälligen als verantwor-

tungsbewusste Mitglieder der Gesellschaft.

Die Opfer von Straftaten sollen respektvoll

und nur wenn möglich in den Modellversuch

einbezogen werden. In diesem Zusammen-

hang gewährleistet die Opferhilfe, dass die

Interessen der Opfer ethisch und professio-

nell berücksichtigt werden. Das Projekt TaWi

dauert insgesamt vier Jahre, basiert auf einer

vom Bundesamt für Justiz unterstützten

Machbarkeitsstudie und wird wissenschaftlich

begleitet. Der Regierungsrat verspricht sich

davon zukunftsweisende Erkenntnisse. Die

Projektkosten belaufen sich auf insgesamt

rund 1,9 Millionen Franken. Der Anteil des

Kantons beträgt 475'000 Franken. Die Rest-

finanzierung erfolgt durch den Bund.

Weitere Auskünfte erteilt der Vorsteher des

Amtes für Freiheitsentzug und Betreuung des

Kantons Bern, Herr Martin Kraemer unter

Tel. 031/634 28 84.
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Die Auswertungsberichte ab 1995 können

jetzt auch auf der Web-Site der Sektion

Straf- und Massnahmenvollzug abgerufen

werden:

www.bj.admin.ch / Strafen und Massnahmen

(unter 'Sicherheit & Schutz')/Verzeichnis der

Auswertungsberichte abgeschlossener Mo-

dellversuche.
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Über die Versuchsanlage und die bewilligten

kantonalen Konzepte wurde in den Ausgaben

2/99 und 3/99 des Infobulletins bereits aus-

führlich berichtet.

Der vom Bund mit 4,6 Mio. Franken unter-

stützte interkantonale Modellversuch hat per

Ende August 2000 das erste Versuchsjahr

beendet. Das Bundesamt für Justiz hat in

den 6 beteiligten Kantonen eine Umfrage

durchgeführt, um die Anzahl der während

dieser Zeitspanne in Form von Electronic

Monitoring vollzogenen Freiheitsstrafen zu

erfragen.

Die von den Kantonen gelieferten Zahlen

zeigen, dass in den meisten Kantonen mehr

Strafen in Form von EM verbüsst worden

sind, als vor Versuchsbeginn angenommen

wurde. So gingen die Kantone Basel-Stadt

und Bern von jährlich je 20 Teilnehmenden

aus, der Kanton Basel-Landschaft von 14,
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die Waadt erwartete 46, die Kantone Genf

und Tessin schätzten 18, resp. 12 Vollzüge in

EM pro Jahr. Insgesamt haben aber per En-

de August 190 Personen (hiervon 16 Frauen)

ihren Einsatz abgeschlossen, 5 Männer  und

3 Frauen haben ihn abgebrochen und weitere

50 Personen (wovon 3 Frauen) waren im

Augenblick der Umfrage noch im Programm.

Des Weiteren fällt auf, dass seit dem Start

des Versuchs erst ein EM-Vollzug mit Ge-

meinnütziger Arbeit kombiniert wurde, ob-

schon diese Möglichkeit alle drei Deutsch-

schweizer Kantone anbieten.

Ebenso liegen die Vollzüge im Backdoorbe-

reich (zusätzliche Vollzugsstufe am Ende der

Halbfreiheit und vor der bedingten Entlas-

sung) insgesamt um die Hälfte unter den

Erwartungen.

Der Zwischenbericht mit ersten Analysen zu

den wissenschaftlichen Begleituntersuchun-

gen des Modellversuchs wird dem Bundes-

amt für Justiz im Frühling 2001 vorgelegt

werden.
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Das Research, Development and Statistics

Directorate, eine Abteilung des britischen

Home Office, hat vor einiger Zeit eine Über-

sicht über die Gefängnispopulationen in rund

180 Ländern publiziert. Wir geben nachfol-

gend die wichtigsten Daten auszugsweise

wieder:

Weltweit befinden sich über 8 Millionen Men-

schen in Gefängnissen/Vollzugsanstalten,

davon über die Hälfte in den USA (1,7 Mio.),

in China (1,4 Mio.) und in Russland (1 Mio.).

Russland hat weltweit die höchste Gefäng-

nispopulationsrate (GPR) mit 685 Insassen

auf 100'000 Einwohner, gefolgt von den USA

(645), den Cayman Inseln (575), Weissruss-

land (505), Kasachstan (495), Belize (490),

Bahamas (485) und Singapur (465). Die GPR

variiert beträchtlich zwischen den verschie-

denen Kontinenten und innerhalb der Konti-

nente. So liegt beispielsweise die mittlere

GPR in den Ländern West- und Zentralafri-

kas bei 60, in südlichen afrikanischen Län-

dern hingegen bei 250; in Südamerika be-

trägt die mittlere GPR 110, im Gegensatz zu

330 in den karibischen Ländern; im südlichen

Zentralasien (v.a. indischer Subkontinent)

liegt der GPR bei 45, in den ehemals sowjeti-

schen Ländern Zentralasiens dagegen bei

rund 400; in Europa wiederum beträgt die

GPR in den südlichen Ländern 50, in den

zentral- und osteuropäischen Ländern 200; in

Ozeanien (inkl. Australien und Neuseeland)

liegt der GPR bei 130.

Die "Rangliste" der europäischen Länder hat

- numerisch absteigend - folgendes Ausse-

hen:

Land GPR Jahr
Russland 685 98
Weissrussland 505 95
Ukraine 415 98
Lettland 410 97
Litauen 355 97
Aserbaitschan 325 97
Estland 320 98
Moldawien 260 96
Tschechien 215 98
Rumänien 200 97
Armenien 200 98
Portugal 145 98
Polen 145 98
Georgien 145 97
Bulgarien 140 98
Slowakei 140 98
Ungarn 135 97
England & Wales 125 98
Schottland 120 98
Spanien 110 97
Luxemburg 105 96
Türkei 95 97
Deutschland 90 97
Frankreich 90 98
Nordirland 90 98
Schweiz 90 97
Italien 85 97
Niederlande 85 97
Österreich 85 97
Belgien 80 97
Dänemark 65 98
Irland 65 97
Liechtenstein 60 94
Schweden 60 97
Finnland 55 97
Griechenland 55 97
Norwegen 55 97
Malta 50 96
Mazedonien 50 97
Kroatien 45 97
Island 40 95
Slowenien 40 97
Zypern 35 96
Albanien 30 94
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Bosnien&Herzegowina 30 98


